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Tagesordnung für die Sitzung des Regionalrates am 10. Dezember 2009  
 
 
1. Regularien 
 

2. Schwerpunktthema  
Strukturbericht 2009 
- Information 

 Vorlage 30/04/09 
 

3. Situation der Kommunalfinanzen 2010 
- Information 
Vorlage 31/04/09 

 
4. Förderung/Bauprogramme 
  
 a) Gemeindefinanzierungsgesetz 2010 
  -  Information  
  Vorlage 32/04/09 
 
 b) Stadterneuerungsprogramm 2010 
  - Beratung  
 Vorlage 33/04/09 
 
 c) Dringlichkeitsliste „Gefährdungsabschätzung und Sanierung von Altlasten 2010“ 
 -  Erteilung des Einvernehmens 
  Vorlage 34/04/09 
 

5. Neue Strukturen der Regionalräte / Zusammenarbeit mit der Verbandsversammlung      
des RVR 
- Information 
Vorlage 35/04/09 

 

6. Influenza-Pandemieplanung 
- Information 
Vorlage 36/04/09 

 

7. Mitteilungen und Anfragen 
 

8. Aufhebung des Bahnübergangs „Attendorner Straße (L 539)“ in Finnentrop 
  
 a) Abwicklung der Maßnahme 
  
 b) Anteilsfinanzierung aus dem Bauprogramm für Maßnahmen des Landesstraßen-

 ausbauplanes 
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zu TOP 1: Der Vorsitzende, Herr Droege, eröffnet die Sitzung des Regionalrates und 
stellt fest, dass hierzu ordnungsgemäß eingeladen wurde. 

  

Er begrüßt den Landrat des Kreises Unna, Herrn Makiolla, als Gastgeber der 
Sitzung.  

   
Zum Thema „Beseitigung des Bahnübergangs in Finnentrop“ heißt er den Lei-
ter Produktion der DB Netz in Nordrhein-Westfalen, Herrn Schwarze, und den 
Leiter der Produktionsdurchführung Hagen der DB Netz AG, Herrn Häßler, 
willkommen.  
 
Herr Droege begrüßt Herrn Regierungspräsidenten Diegel und die anwe-
senden Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung.  

 
Nachfolgend richtet Herr Landrat Makiolla Grußworte an die Sitzungsteil-
nehmer. Er spricht u. a. die Forderungen im Notruf des Kreises Unna und 
dessen kreisangehöriger Gemeinden vom 30. November 2009 zur Rettung der 
kommunalen Infrastruktur an (s. TOP 3 und Anlage II). Auch mit einer befriste-
ten Veränderung des kommunalen Haushaltsrechtes könne den Kreisen, 
Städten und Gemeinden in den kommenden Jahren entscheidend geholfen 
werden, ohne dass zusätzliche Finanztransfers stattfinden müssten. Ohne Un-
terstützung von Bundes- und Landesregierung seien die finanziellen Probleme 
nicht mehr zu lösen. 
 
Der Vorsitzende schlägt nachfolgend vor, die Tagesordnung um den TOP 8 
„Aufhebung des Bahnübergangs ‚Attendorner Straße (L 539)’ in Finnentrop“ 
mit den Aspekten a) „Abwicklung der Maßnahme“ und b) „Anteilsfinanzierung 
aus dem Bauprogramm für Maßnahmen des Landesstraßenausbauplanes“ zu 
erweitern und im Anschluss an TOP 1 zu behandeln. Hiergegen werden keine 
Bedenken geäußert. Im Übrigen stellt der Vorsitzende die Tagesordnung fest.  

 
Zur Mitunterzeichnung der Niederschrift wird das Ratsmitglied Guido Nier-
mann benannt.  
 
Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Regionalrat genehmigt die vorliegende Niederschrift über die Sitzung des 
Regionalrates am 08. Oktober 2009.  
 

zu TOP 8a/b: Der Vorsitzende erläutert, die Verkehrskommission habe sich in Finnentrop 
auch im Rahmen einer Ortsbesichtigung ein Bild von der Maßnahme machen 
können. Er bedankt sich bei Herrn Schwarze und Herr Häßler für ihre Bereit-
schaft, sich der Diskussion zu stellen.  

 
 Herr Schwarze legt dar, Aufgabe der Deutschen Bahn sei seit 1994 die Ge-

winnerzielung und die Refinanzierung. Sie erhalte Bundeszuschüsse für den 
Erhalt des Schienenweges. Selbst wenn ein Planfeststellungsbeschluss vor-
liege und die Eisenbahnkreuzungsvereinbarung gezeichnet sei, aber die Frei-
gabe des BMVBS – Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung – (erforderlich bei Maßnahmen über 10 Mio. €) nicht erteilt sei, könne mit 
einer Maßnahme nicht begonnen werden, da die Refinanzierung nicht gesi-
chert sei. Diese Vereinbarung sei am 10. Januar 2008 gezeichnet worden. 
Solche Baumaßnahmen müssten 1,5 bis 2 Jahre vorher angekündigt werden. 

 Er erläutert, jeder vierte Güterzug, der durch die Bundesrepublik Deutschland 
fahre, sei von einem fremden Güterzugunternehmen. Im Personenverkehr 
seien 15 % Fremdunternehmen. 
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 Herr Häßler erklärt, mit Hilfe eines Planes die Baumaßnahme. Zunächst gehe 
es um die Absicht der Gemeinde Finnentrop, eine Straßenbrücke zu bauen, 
die das Gleisfeld in Höhe des Bahnhofes kreuzen müsse. Hierzu müssten 
Oberleitungen auf den neuesten Stand der Technik erneuert werden, da die 
Deutsche Bahn durch die Maßnahme der Stadt Finnentrop bzw. des Landes-
betriebes Straßen NRW nach Eisenbahnkreuzungsgesetz den Bestands-
schutz der Oberleitungen verliere. Für die dargestellten Maßnahmen benötige 
man bei 2,2 km Baustellenlänge einen relativ kurzen Zeitraum von sechs Wo-
chen am Stück. Eine Umsetzung im laufenden Betrieb sei nicht möglich.  

 
 Herr Schwarze erläutert, wenn man im Sommer 2010 mit der Baumaßnahme 

hätte fertig werden wollen, hätten die Fahrpläne im Juli 2008 herausgegeben 
und die Baumaßnahme im Oktober 2007 angekündigt werden müssen. Dies 
ginge allerdings erst bei finanzieller Freigabe.  

 
 Der vormals geplante Umsetzungstermin seitens der Deutschen Bahn im 

Sommer 2010 habe sich durch die Möglichkeit ergeben, in Deckung bzw. 
Windschatten einer anderen Baumaßnahme zu bauen, welche aber mit einem 
berechtigten Einspruch eines Eisenbahnverkehrunternehmens mit der Bun-
desnetzagentur belegt worden sei. Ein deswegen erforderliches Verfahren vor 
der Bundesnetzagentur hätte nicht gewonnen werden können. Folglich habe 
sich der Umsetzungstermin erledigt. Die Maßnahme sei im Oktober 2009 an-
gemeldet worden und könne widerspruchsfrei im Sommer 2012 gebaut wer-
den. Dies ginge nicht im Sommer 2011, da dann bundesweit so gebaut werde, 
dass die Strecke Hagen – Siegen für Umleitungsverkehr aus Norddeutschland 
bzw. den Beneluxländern benötigt werde, da auf der Rheinseite und in der 
Mitte Deutschlands gebaut werde. 

 Die Bahn investiere in Finnentrop auch mit Eigenmitteln. Nach der Leistungs- 
und Finanzierungsvereinbarung gebe die DB Netz AG 8,4 Mio. €, damit ver-
bunden knapp 1,0 Mio. € Eigenmittel der DB Netz AG. Diese sei damit auch 
Investor in die Region. Der Landesbetrieb Straßen NRW und der Bund gebe 
jeweils 3,5 Mio. € zu insgesamt ca. 15,6 Mio. € Gesamtkosten.  

  
 Der Vorsitzende erkundigt sich, inwieweit die jetzige Planung entsprechend 

verbindlich sei.   
 
 Herr Hansen möchte wissen, ob eine Maßnahmeumsetzung mit Dieselloks 

machbar sei und stellt fest, der Rettungsdienst werde erheblich behindert. 
Herr Häßler informiert, dass auf der Strecke die Firma Abelio fahre, die wei-
testgehend Elektroloks habe. Rettungsdienst, Polizei und Feuerwehr könnten 
die Telefonnummer des Fahrdienstleiters zur Öffnung der Schranken im Not-
fall erhalten.  

 
 Herr Zeppenfeld bemängelt, dass für diese Maßnahme im Bauprogramm 

2010 für Maßnahmen des Landesstraßenausbauplanes nur 200.000 € (Lan-
desanteil) für das Jahr 2010 eingestellt seien. Er appelliert an die Beteiligten, 
es müsse eine Möglichkeit geben, die Maßnahme teilweise so umzusetzen, 
dass die Straße an die neue Brücke gebaut werden könne. Die Region brau-
che den schienenfreien Bahnübergang.  

   
 Herr Häßler erklärt, die Maßnahme sei im Detail – auch auf Bauzustände – 

geprüft worden. Die Deutsche Bahn sei für die Infrastruktur zuständig, nicht für 
die Prüfung des Ersatzverkehrs mit Dieselloks. Der Verkehr werde vom 
Zweckverband bestellt.  

 
 Herr Horneck pflichtet Herrn Schwarze bei. Er wisse aus eigener Erfahrung 

dass eine solch große Baumaßnahme einen Vorlauf von 2 bis 2,5 Jahren be-
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nötigte. Unter Zugverkehr vor Ort sei den Arbeitnehmern die Arbeit nicht mög-
lich. Man könne der Deutschen Bahn keine Vorwürfe machen. Die Fahrpläne 
seien europaweit eingearbeitet, dies benötige einen Vorlauf von zwei Jahren.  

 
 Herr Schwarze erläutert auf Nachfrage von Herrn Schulte, er habe die Frei-

gabe über ca. 170.000 € für die Vorplanung, tatsächlich seien hierfür durch 
mehrfache Änderungen 780.000 € angefallen. 

   
 Auf die Frage von Herrn Droege, wann die Maßnahme vollzogen sei, sagt 

Herr Schwarze zu, die Deutsche Bahn stelle ihre Teilmaßnahme in den 
Sommerferien 2012 fertig. Herr Häßler weist darauf hin, dass das Bundesver-
kehrsministerium zuvor noch gegenzeichnen müsse.  

 
 Herr Brunsmeier macht darauf aufmerksam, dass die Bundesrepublik 

Deutschland das Netz der norddeutschen Seehäfen mit der Folge von Zu-
wächsen des Transitverkehrs nach Süden massiv ausbaue. Die Baumaßnah-
men auf der Rheinschiene würden zur Ertüchtigung des Güterverkehrs vorge-
zogen, die Maßnahmen an der Rhein-Sieg-Strecke aus betriebswirtschaftli-
chen Gründen nach hinten geschoben. Seiner Ansicht nach sollten sich Regi-
onen, die durch den Güterverkehr belastet werden, auf Bundesebene zu Wort 
melden. 

 Durch den im Landesstraßenausbauplan 2010 enthaltenen Ansatz in Höhe 
von 200.000 € werde in vorauseilendem Gehorsam die Dringlichkeit aus der 
Maßnahme genommen. Er bittet den Vorsitzenden, mit Sorge zu tragen, dass 
entsprechenden Landesmittel dargestellt würden.  

  
 Der Vorsitzende dankt Herrn Schwarze und Herrn Häßler, dass sie sich der 

Diskussion gestellt hätten. Ein positiver Aspekt sei, dass nunmehr eine Zusi-
cherung unter dem Vorbehalt der Gegenzeichnung durch das Bundesver-
kehrsministerium im Raum stehe, dass die Bahn 2012 baue und mit dem 
Maßnahmevollzug nicht erst 2014 oder später zu rechnen sei. Herr Schwarze 
stellt nochmals klar, dass im Anschluss an die Maßnahme der Deutschen 
Bahn im Sommer 2012 noch die übrigen Bauteilmaßnahmen erforderlich sei-
en.  

  
 
zu TOP 2: Als Tischvorlage liegen ergänzende Informationen aus. 
 Der Vorsitzende informiert, dass eine Kooperation der Kreise Siegen-

Wittgenstein und Olpe, der Arbeitgeberverbände, der ARGE und der Industrie- 
und Handelskammer ein Gutachten in Auftrag gegeben habe, um Aufschluss 
über die nicht recht erklärbar hohe Jugendarbeitslosigkeit im Kreis Siegen-
Wittgenstein zu erhalten.  
 

 Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis. 
  
 

zu TOP 3: Herr Pendzich stellt fest, laut Prognose werde im gesamten Regierungsbezirk 
Arnsberg keine Kommune mehr über einen strukturell ausgeglichenen Haus-
halt verfügen. Es handele sich damit offensichtlich um einen Systemfehler. Er 
fragt den Herrn Regierungspräsidenten, was die Landesregierung plane, um 
den Kommunen eine Chance zu geben, eine den zivilisatorischen Errungen-
schaften angemessene Daseinsvorsorge für Bürger vor Ort zu betreiben.  

 
 Herrn Herter bemerkt, es handele sich nicht nur um ein Problem des Neuen 

Kommunalen Finanzmanagements (NKF). Wenn man durch die Steuerein-
nahmen nicht mehr die Pflichtaufgaben erfüllen könne, hälfen Buchungslö-
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sungen dauerhaft nicht weiter. Er bittet um Information, ob es Überlegungen 
bei der Bezirksregierung gebe, die Problematik der – wegen der konjunkturel-
len Entwicklung und der Altschulden – möglichen Zinsfalle durch steigende 
Zinsen anzugehen.  

 
 Der Vorsitzende stellt fest, zu den allgemeinwirtschaftlichen Auswirkungen 

komme zusätzlich die erhebliche systembedingte Auswirkung aus NKF, ins-
besondere bei denen, die massiv investiert hätten und diese Investitionen 
nicht abschreiben könnten. Die von dem für NKF zuständigen Mitarbeiter des 
Innenministeriums NRW in 1994 „zugesagte“ Lösung zu der Frage, wie jemals 
die notwendigen Abschreibungen durchschnittlicher Kommunen erwirtschaftet 
werden sollen, was ja systembedingt notwendig sei, liege bis heute nicht vor. 
Er hoffe, dass bald eine ehrliche Evaluierung des NKF erfolge. Es müsse 
daneben die Frage gestellt werden, inwieweit die kommunale Leistungsfähig-
keit für kommunal fremde Aufgaben ohne finanziellen Ausgleich sukzessive zu 
einer zusätzlichen Überbelastung geführt habe.   

 
 Herr Regierungspräsident Diegel bemerkt, dass dieser TOP wert wäre, auf 

einer Sondersitzung im Detail behandelt zu werden. Die Kommunen treffe 
2010/2011 die volle Wucht der Finanz- und Wirtschaftskrise. 

 Die Kommunen seien zur Mithilfe aufgefordert worden, die Ausgaben genau 
auf Notwendigkeit zu untersuchen. Er legt dar, zunächst sei die Prüfung inter-
ner Abhilfe erforderlich, nichtsdestotrotz dürfe Hilfe von außen nicht tabuisiert 
werden. Der Bund sei bereits sehr stark mit dem Konjunkturpaket II in Vorleis-
tung getreten.  

 
 Durch rechtzeitige Gespräche der Bezirksregierung mit der Landesregierung 

zum Umgang mit Förderungen bei Nothaushaltskommunen habe man mit den 
beteiligten Ressorts eine Regelung erreichen können, die jetzt im Landtag be-
schlossen werden solle. Zur Vermeidung von Mittelrückgaben sei zu den Aus-
gaben für die Bereiche Soziale Stadt, REGIONALE, Ziel 2 usw. die Lösung 
gefunden worden, dass für Nothaushaltskommunen trotzdem eine 90 %-
Förderung möglich sei und die Eigenmittel von 10 % durch Dritte ersetzt wer-
den könnten. 

  
 Um die Kommunen in den nächsten beiden Jahren nicht weiter zu belasten, 

müsse man über eine Aussetzung von Umlageerhöhungen bei den kommuna-
len Spitzenverbänden, z. B. dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL), 
und den Kreisen sprechen.  

 
 Herr Hansen stellt fest, die Aufforderung zur Umlageaussetzung führe nur 

dazu, dass in zwei Jahren alle – auch die Kreise – nicht mehr handlungsfähig 
seien. Er fordert nochmals auf, massiv auf Bund und Land hinsichtlich einer 
Systemänderung einzuwirken. 

 
 Frau Cziehso führt unter Bezugnahme auf den ersten Punkt des Notrufs der 

Städte und Gemeinden und des Kreises Unna aus, dem wegen steigender 
Kosten für Unterhaltsleistungen 2010 bestehenden Haushaltsloch von fast 
30 Mio. € ständen freiwillige Ausgaben, z. B. für die wichtige berufliche Förde-
rung von Frauen, von 3 bis 3,5 Mio. € gegenüber. Sie hoffe, dass es im Wege 
einer interkommunalen Zusammenarbeit zu einer Entlastung komme. 30 Mio. 
€ einzusparen, sei illusorisch.  

 Sie pflichtet hinsichtlich des LWL Herrn Regierungspräsidenten Diegel bei, 
allerdings stiegen auch dort die Kosten.  

 
 Frau Weiß erläutert, der Landschaftsverband verausgabe 95 % der Mittel im 

sozialen Bereich. Es sei nicht richtig, wenn Herr Regierungspräsident Diegel 
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dem LWL den schwarzen Peter zuweise. Der LWL habe eine Ausgleichsrück-
lage, die jetzt zu Recht angegangen werde. Von Bundes- und Landesseite sei 
Hilfe erforderlich.  

 
 Herr Dücker dankt Herrn Regierungspräsidenten Diegel für die eindeutigen 

und sachlichen Ausführungen und erklärt, er hoffe, dass sich die Bezirksregie-
rung Arnsberg als Mentor in Sachen Konnexitätsprinzip für die Kommunen 
darstelle und zu einer Gemeindefinanzreform in Land und Bund vorstellig 
werde.  

 
 Auf die Ausführungen von Frau Weiß erwidert Herr Regierungspräsident 

Diegel, entgegen ihrer Darstellung könne man dem LWL den Verzicht auf ei-
ne Umlageerhöhung zumuten. Er erläutert weiter, die von der Bezirksregie-
rung entwickelten Vereinbarungsmöglichkeiten würde er gerne mit Bund, Land 
und allen Beteiligten, die Umlage berechtigt seien, besprechen. 

 Entgegen der Ansicht von Herrn Hansen ginge er davon aus, dass viele 
Kommunen in den nächsten zwei Jahren aus dem Tal herauskämen, da es 
sich im Wesentlichen um einen Einbruch auf der Einnahmeseite handele. Die 
steigenden Ausgaben seien weder von den Kommunen noch den Kreisen in 
der Form in der Zukunft zu stemmen. In den nächsten zwei Jahren würden die 
Kommunen sukzessive einen Gewerbesteuer- und Einkommensteuereinbruch 
spüren, daher müsse eine Art Notprogramm für die nächsten zwei Jahre mit 
den Kommunen vereinbart werden. Die Bezirksregierung werde das am 14. 
Dezember 2009 bei dem Gespräch der fünf Regierungspräsidenten auch dem 
Innenminister in Form eines Appells vortragen und würde sich freuen, wenn 
der Regionalrat sie weiter bei den Anregungen unterstützte. 

 
 Der Vorsitzende geht davon aus, dass das Thema in Zukunft erneut zu be-

handeln sei.  
 
 Der Regionalrat fasst  einstimmig folgenden Beschluss: 

Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis. 
 
 
Zu TOP 4a: Es liegt eine zweite ergänzende Information als Tischvorlage aus. 
  
 Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 

Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis. 
 

 
zu TOP 4b: Der Vorsitzende informiert über den Antrag der Stadt Arnsberg auf Änderung  

der von der Verwaltung vorgeschlagenen Förderprioritäten (siehe Anlage III).  
 
 Herr Schulte unterstützt die Vorschläge der Stadt Arnsberg. Die Stadterneue-

rungsmaßnahme in Hüsten sei für die Stadt Arnsberg städtebaulich sehr wich-
tig, da diese zur Wohn- und Geschäftsumfeldverbesserung erforderlich sei.  

 
 Frau Regierungsvizepräsidentin Geiß-Netthöfel  erläutert, der Stadt Arns-

berg drohe bei Betrachtung der mittelfristigen Finanzplanung eine Überschul-
dung. Es müsse daher ein strengerer Maßstab angelegt werden. Es gebe mit 
der Städtebauförderung und der Kommunalaufsicht eine Vereinbarung, zu-
nächst anfinanzierte Maßnahmen zu beenden. 

 Das Projekt Neheim-Nord sei noch nicht abgeschlossen; es bestehe noch 
erheblicher Finanzierungsbedarf. Das Projekt Bahnhofsumfeld Alt-Arnsberg 
habe ebenso eine hohe Priorität, bei dem es noch erhebliche Probleme (z. B. 
wegen des Eigenanteils und der Planung) und eine Ausfinanzierungsnotwen-
digkeit gebe. Selbst die Ausfinanzierung der Maßnahme sei wegen des not-
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wendigen Eigenanteils zweifelhaft. Es handele sich daneben um eine Kombi-
nationsförderung mit einer Maßnahme nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz –  GVFG – (Brückenbau usw.). 

 Bei dem Projekt in Hüsten handele es sich um ein neues Projekt. 
 Die Bezirksregierung könne den Antrag nicht befürworten, so notwendig und 

wünschenswert das Projekt in Hüsten auch sei. Es bleibe dem Regionalrat 
unbenommen, das Projekt zu beschließen.  

 
 Herr von Buchwald appelliert, seitens der Wirtschaft werde das Projekt in 

Hüsten für eine Revitalisierung des Handelsstandortes bevorzugt. 
 
 Herr Kreisdirektor Stork plädiert dafür, dem Vorschlag der Stadt Arnsberg zu 

folgen, wobei allerdings die kommunalaufsichtsrechtliche Problematik gesteu-
ert und als Verwaltung gesehen werden müsse, ob die Maßnahmen, die als 
Austausch angeboten würden, realistisch seien. Fraglich sei, ob die kommu-
nale Hoheit Arnsberg ermögliche, Prioritäten anders setzen zu können. 

 
 Herr Horneck gibt zu Bedenken, die Annahme des Vorschlags bedeute sei-

ner Ansicht nach, dass andere Kommunen zurückstehen müssten.  
 
 Herr Regierungspräsident Diegel betont, für die Stadt Arnsberg als zukünfti-

ge Nothaushaltskommune sei der Beginn weiterer Projekte nicht verantwort-
bar.  

  
 Der Regionalrat fasst bei zwei Gegenstimmen folgenden Beschluss: 

 Der Regionalrat lehnt den Antrag der Stadt Arnsberg, die Fördermaßnahme 
„Zentrenstärkende Maßnahmen im Ortsteil Arnsberg-Hüsten“ aus der Förder-
priorität B in die Förderpriorität A 1 (mit 590.000 €) zu bringen und dafür die 
vorgesehene Förderreserve im Stadtumbaugebiet Bahnhofsumfeld Alt-
Arnsberg entsprechend um 590.000 € zu reduzieren und sie somit zeitlich zu 
strecken, ab. 

   
 Der Regionalrat fasst bei einer Enthaltung folgenden Beschluss: 
 Der Regionalrat stimmt dem Vorschlag für das Stadterneuerungsprogramm 

2010 zu. 
 
 
zu TOP 4c: Herr Müller informiert, die Sanierungsmaßnahme ehemalige Deponie Helde-

ner Straße in Attendorn werde wegen neuer Informationen im nächsten Jahr 
nochmals geprüft und komme ggf. auf die Liste.  

  
  Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 

Der Regionalrat erteilt sein Einvernehmen zu der Dringlichkeitsliste „Gefähr-
dungsabschätzung und Sanierung von Altlasten 2010“ (Anlage 1 der Vorlage). 

 
 
zu TOP 5: Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 

Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis. 
 

 
zu TOP 6: Frau Rentelmann erläutert die als Tischvorlage vorliegenden nochmals aktua-

lisierten, ergänzenden Informationen. 
  
 Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss: 

Der Regionalrat nimmt die Information zur Kenntnis. 
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zu TOP 7:  Es wurden diverse Mitteilungen und Informationen versandt bzw. verteilt. 
 
 Die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN hat einen Resolutionsentwurf einge-

reicht (s. Anlage IV). Herr Liedmann erläutert den Hintergrund. 
 
  Der Regionalrat beschließt einstimmig folgende – auf Vorschlag des Vorsit-

zenden geringfügig geänderte – Resolution: 
  

„1. Der Regionalrat Arnsberg bittet die Landesregierung, dass bei Entwürfen zu Gesetzen, 
die die Belange der Kreise, Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände allgemein und 
wesentlich berühren, die Regionalräte in gleicher Weise wie die kommunalen Spitzen-
verbände in die Gesetzgebungsverfahren immer dann einbezogen und zeitgleich infor-
miert werden, wenn perspektivisch Zuständigkeiten gemäß Landesplanungsgesetz be-
troffen sein könnten (siehe auch Schreiben des Regionalrates des Regierungsbezirks 
Düsseldorf vom 03. Juli 2009 an die Präsidentin des Landtages NRW und die Ministerin 
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie NRW). 

 
2. Im Hinblick auf die aktuell geplante Streichung des § 26 des Gesetzes zur Landesent-

wicklung (LEPro) sowie die von der Landesregierung beabsichtigte Änderung der ener-
giepolitischen Ziele im Landesentwicklungsplan (LEP) bittet der Regionalrat Arnsberg 
die Landesregierung, dafür Sorge zu tragen, dass – auch im Hinblick auf die Klimakonfe-
renz in Kopenhagen und die Erreichung des 2 Grad Zieles der Bundesregierung – die 
klimapolitischen Ziele der EU, Deutschlands und Nordrhein-Westfalens konsequent wei-
ter verfolgt werden. 

 Dazu zählen u. a.:  
 

• Berücksichtigung aller Möglichkeiten zur Energieeinsparung 
• Steigerung des Energienutzungsgrades (Energieeffizienz) 
• Ausschöpfen aller Möglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopplung 
• Ersatz fossiler Energieträger durch den schnellen Ausbau (möglichst einheimischer) 

regenerativer Energieträger 
 

 (siehe auch Mitteilung 7.1 der Sitzung des Regionalrates des Regierungsbezirks Arns-
berg vom 08. Oktober 2009 zum Thema „Erneuerbare Energien“). 

 
Der Regionalrat Arnsberg bittet die Landesregierung, diese wichtigen Ziele konsequent wei-
ter zu verfolgen.“ 
  
  
 Herr Milk informiert zum Thema „Bahnhofshinterfahrung Hagen“. Aufgrund 

eines Erlasses des Ministeriums für Bauen und Verkehr NRW vom August 
2009 könne eine Bewilligung nur erfolgen, wenn Bewilligungsreife für den 1. 
und 2. Bauabschnitt eingetreten sei. Daraus folgend hätten die für den 1. Bau-
abschnitt des Projektes vorgesehenen Mittel von etwa 10 Mio. € für das Jahr 
2009 nicht abfließen können. Die Stadt gehe davon aus im Jahr 2010 die Be-
willigungsreife für den 2. Bauabschnitt zu bekommen, so dass 2011 das Ge-
samtprojekt starten könnte. Durch kurzfristige Umplanungen hätten 
11,5 Mio. € in der Region behalten werden können. Die mit dem Ministerium 
abgestimmte Liste der Ersatzmaßnahmen enthalte den Neubau Warendorfer 
Straße in Hamm mit 8 Mio. €, mehrere Bahnübergangs-Maßnahmen im Be-
reich Siegen-Wittgenstein und verschiedene Gehweg-, Parkstreifenmaßnah-
men in Attendorn, Bad Laasphe und Marsberg. 

 
 Herr Dücker äußert seine Hoffnung und Erwartung, dass die Rücknahme der 

Mittel Hagen trotzdem die Sicherheit gebe, dass die Bezirksregierung – auch 
wenn sie dann nicht mehr, sondern der RVR zuständig sei – die Hagener Inte-
ressen unterstütze und Hagen 2011 mit der Maßnahme beginnen könne.  
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  Herr Regierungspräsident Diegel erwidert, er habe mit dem Oberbürger-

meister der Stadt Hagen und Herrn Minister Lienenkämper vereinbart, sich vor 
Weihnachten zusammenzusetzen, um eine gemeinsame politische Aussage 
zu tätigen, auf die der RVR aufsetzen könne.  

 
  
 Herr Müller informiert mündlich über den Sachstand zum Thema PFT. 2009 

seien bei nochmaligen Bodenuntersuchungen auf den betroffenen Ausbrin-
gungsflächen, die im Hochsauerlandkreis alle und im Kreis Soest die Hälfte 
der Flächen betroffen hätten, keine weiteren Hochbelastungsflächen gefunden 
worden. Im Rahmen der Sanierung in Rüthen laufe noch der Einbau unbelas-
teten Bodens. Bei der Sanierung in Scharfenberg sei im Januar 2009 der Ak-
tivkohlefilter um einen Filter für Starkstromereignisse ergänzt worden. Wegen 
alter, undichter Kanäle müsse die Situation der Kanäle nun ermittelt und diese 
ausgetauscht werden. 

 
 
 Herr Droege informiert zu der Abschlussveranstaltung des amtierenden Regi-

onalrates am 21. Januar 2010. 
 
 
 Herr Hellmann teilt mit, die diesjährige Rothaarsteigwanderung finde am 19. 

und 20. August 2010 statt. 
 
 
 Der Vorsitzende bedankt sich für die konstruktive und umfassende Diskussion 

und beendet die letzte ordentliche Sitzung des amtierenden Regionalrates 
Arnsberg. Seit 2001 habe sich der Regionalrat in einem breiten regionalen In-
teresse weitestgehend übereinstimmend für die Belange des Regierungsbe-
zirkes Arnsberg mit seinen Kommunen eingesetzt. 

 Welche Chancen für Südwestfalen in dem radikal verkleinerten künftigen Re-
gionalrat lägen, bleibe abzuwarten und zu sehen, wie man erfolgreich an ei-
nem gemeinsamen Strang für Südwestfalen ziehen könne.  

 
 
Der Vorsitzende beendet die Sitzung um 12:30 Uhr. 
 
                                                  
 
..........................................                                                                 ...................................... 
    Droege, Vorsitzender            Niermann, Ratsmitglied 

............................................... 
Launhard, Schriftführerin 
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Resolutionsentwurf zur Sitzung des Regionalrats am 10.12.2009  
 

1. Der Regionalrat Arnsberg bittet die Landesregierung, dass bei Entwürfen zu Gesetzen, 
die die Belange der Kreise, Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände allgemein und 
wesentlich berühren, die Regionalräte in gleicher Weise wie die kommunalen Spitzen-
verbände in die Gesetzgebungsverfahren einbezogen und zeitgleich informiert werden  
(Siehe auch Schreiben des Regionalrats des Regierungsbezirks Düsseldorf vom 
3.7.2009 an die Präsidentin des Landtages NRW und die Ministerin für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie ). 

 
2. Im Hinblick auf die aktuell geplante Streichung des § 26 des Gesetzes zur Landes-

entwicklung (LEPro) sowie die von der Landesregierung beabsichtigten Änderung der 
energiepolitischen Ziele im Landesetwicklungsplan (LEP) bittet der Regionalrat Arnsberg 
die Landesregierung dafür Sorge zu tragen, dass - auch im Hinblick auf die 
Klimakonferenz in Kopenhagen und die Erreichung des 2 Grad Zieles der 
Bundesregierung - die klimapolitischen Ziele der EU, Deutschlands und NRW 
konsequent weiter verfolgt werden. 
Dazu zählen u.a.: 

• Berücksichtigung aller Möglichkeiten zur Energieeinsparung 
• Steigerung des Energienutzungsgrades ( Energieeffizienz ) 
• Ausschöpfen aller Möglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopplung 
• Ersatz fossiler Energieträger durch den schnellen Ausbau (möglichst 

einheimischer) regenerativer Energieträger 
  (Siehe auch Top 7.1 der Sitzung des Regionalrates der Bezirksregierung Arnsberg vom 

8.10.2009 zum Thema „Erneuerbare Energien“) 

Der Regionalrat Arnsberg bittet die Landesregierung, diese wichtigen Ziele konsequent 
weiter zu verfolgen. 

 
 
Werner Liedmann gez. Peter Borgmann 
Fraktionsvorsitzender Fraktionsgeschäftsführer 
Mitglied des Regionalrats 

Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
Fraktion im Regionalrat des 
Regierungsbezirks Arnsberg 
 
Peter Borgmann 
Pol. Geschäftsführer 
      
Tel.  0234-912 95 74 
Fax  0234-916 03 06 
Mobil: 0172-589 20 01 
gruene-regionalrat@borgmanns.de 
 
Diekampstraße 37, 44787 Bochum 
Bankverbindung: Sparkasse Bochum  
Kto.Nr. 146 45 85 • BLZ 430 500 01 
 
Bochum, den 30.11.2009 

Bündnis 90 / DIE GRÜNEN  - Diekampstr. 37 - 44787 Bochum  
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